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106. Verordnung: Erhöhung von Taxen für gewerbliche Prüfungen.
1 0 7 . Kundmachung: Feststellungen des Verfassungsgerichtshofes über die Zuständigkeit zur Gesetzgebung und

Vollziehung in den Angelegenheiten der Personalvertretungen der mit behördlichen Aufgaben betrauten
Angestellten des Bundes, der Länder und der Gemeinden.

108. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Tschechoslowakischen Regierung über
die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Pflanzenschutzes.

1 0 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 2. Mai
1950, über die Erhöhung von Taxen für

gewerbliche Prüfungen.

Auf Grund von § 23 Abs. 1 und § 24 der
Gewerbeordnung wird verordnet:

§ 1. Die Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Verkehr vom 21. Juni 1929,
BGBl. Nr. 213, über das konzessionierte Ge-
werbe der Elektroinstallation wird dahin ab-
geändert, daß die im § 13 Abs. 3 der Verord-
nung angeführte Prüfungstaxe mit 90 S und der
auf jedes Mitglied der Prüfungskommission zu
entfallende Anteil mit 30 S festgesetzt werden.

§ 2. Die Verordnung des Bundesministers
für Handel und Verkehr vom 7. April 1931,
BGBl. Nr. 111, über den Befähigungsnachweis
für das konzessionierte Gewerbe der Ausführung
von Gasrohrleitungen, Beleuchtungseinrich-
tungen und Wassereinleitungen wird dahin ab-
geändert, daß die im § 6 Abs. 3 der Verordnung
angeführte Prüfungstaxe mit 90 S und der auf
jedes Mitglied der Prüfungskommission zu ent-
fallende Anteil mit 30 S festgesetzt werden.

§ 3. Die Verordnung des Bundesministers
für Handel und Verkehr vom 19. Juli 1932,
BGBl. Nr. 203, über die Privatgeschäftsvermitt-
lung wird dahin abgeändert, daß die im § 5
Abs. 7 der Verordnung angeführte Prüfungstaxe
für das Realitätenvermittlungsgewerbe mit
120 S und der auf jedes Mitglied der Prüfungs-
kommission zu entfallende Anteil mit 30 S, die
im § 6 Abs. 1 der Verordnung angeführte
Prüfungstaxe für das Gewerbe der Gebäude-
verwaltung mit 90 S und der auf jedes Mitglied
der Prüfungskommission zu entfallende Anteil
mit 30 S festgesetzt werden.

§ 4. Die Verordnung des Bundesministers
für Handel und Verkehr vom 11. November
1936, BGBl. Nr. 373, über den Befähigungs-
nachweis für den Betrieb von Leichenbestattungs-
unternehmungen wird dahin abgeändert, daß

die im § 4 der Verordnung angeführte Prüfungs-
taxe mit 90 S und der auf jedes Mitglied der
Prüfungskommission zu entfallende Anteil mit
30 S festgesetzt werden.

§ 5. Die Verordnung des Bundesministers
für Handel und Verkehr vom 27. Juni 1937,
BGBl. Nr. 200, über das konzessionierte Ge-
werbe der Privatdetektive wird dahin abge-
ändert, daß die im § 6 der Verordnung ange-
führte Prüfungstaxe mit 90 S und der auf jedes
Mitglied der Prüfungskommission zu entfallende
Anteil mit 30 S festgesetzt werden.

Kolb

1 0 7 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 28. April 1950, betreffend die Fest-
stellungen des Verfassungsgerichtshofes über
die Zuständigkeit zur Gesetzgebung und
Vollziehung in den Angelegenheiten der
Personalvertretungen der mit behördlichen
Aufgaben betrauten Angestellten des Bundes,

der Länder und der Gemeinden.

Gemäß § 56 Abs. 4 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1930, BGBl. Nr. 127, werden fol-
gende Rechtssätze kundgemacht, in denen der
Verfassungsgerichtshof die Feststellungen seines
Erkenntnisses vom 29. März 1950, K II-1/49/16
und K II-1/50/16, zusammengefaßt hat:

„1. Die Personalvertretungen der mit behörd-
lichen Aufgaben betrauten (öffentlichen) Ange-
stellten des Bundes, der Länder und der Ge-
meinden sind als ,berufliche Vertretungen' im
Sinne des Artikels 10 Abs. 1 Z. 8 und des
Artikels 11 Abs. 1 Z. 2, Bundes-Verfassungsgesetz
in der Fassung von 1929, anzusehen.

Als ,öffentliche Angestellte im Sinne des
Artikels 7 Abs. 2 und des Artikels 21 Abs. 4,
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von
1929, und als ,Angestellte, die behördliche Auf-
gaben zu besorgen haben', im Sinne des
Artikels 12 Abs. 1 Z. 9 und des Artikels 21
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Abs. 1 und 3, Bundes-Verfassungsgesetz in der
Fassung von 1929, sind ohne Rücksicht auf die
Art ihrer Bestellung alle im Bereich der Hoheits-
verwaltung und der Gerichtsbarkeit tätigen An-
gestellten des Bundes, der Länder und der Ge-
meinden anzusehen.

2. Bezüglich der Personalvertretungen der im
Bereich der Hoheitsverwaltung und der Gerichts-
barkeit tätigen Angestellten des Bundes stehen
dem Bund gemäß Artikel 10 Abs. 1 Z. 8 im
Zusammenhalt mit Artikel 10 Abs. 1 Z. 16,
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von
1929, die Gesetzgebung und die Vollziehung zu.

3. Bezüglich der Personalvertretungen der im
Bereich der Hoheitsverwaltung tätigen Ange-
stellen der Länder — einschließlich der unter
§ 2 lit. b des Lehrerdienstrechtskompetenz-
gesetzes fallenden Lehrer — und der Gemeinden
steht gemäß Artikel 11 Abs. 1 Z. 2, Bundes-

Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929, dem
Bund die Gesetzgebung, den Ländern die Voll-
ziehung zu.

Soweit jedoch den Personalvertretungen der
unter der Diensthoheit der Länder stehenden
Angestellten ein Aufgabenkreis in Angelegen-
heiten des Dienstrechtes eingeräumt wird, ist die
Gesetzgebung des Bundes gemäß Artikel 21
Abs. 1, Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung
von 1929, auf die Festlegung einheitlicher Grund-
sätze beschränkt. Hinsichtlich der Angestellten
der Gemeinden ist zur Abgrenzung dieses Auf-
gabenkreises bis zur Erlassung des im Artikel 120,
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von
1929, vorgesehenen Bundesverfassungsgesetzes
nach Artikel 15 Abs. 1, Bundes-Verfassungsgesetz
in der Fassung von 1929, die Landesgesetzgebung
zuständig."
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108.

Abkommen zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Tschechoslowa-
kischen Regierung über die Zusammenarbeit

auf dem Gebiete des Pflanzenschutzes.

Artikel I.
Die Österreichische Bundesregierung und die

Tschechoslowakische Regierung verpflichten sich,
im Interesse der Verhütung der Ausbreitung von
Pflanzenschädlingen und Pflanzenkrankheiten —
im folgenden kurz Schädlinge genannt — auf
dem Gebiete des Pflanzenschutzes zusammenzu-
arbeiten, gegen besonders gefährliche Schädlinge
einheitliche Abwehrmaßnahmen zu vereinbaren,
die gegenseitigen Erfahrungen und Erkenntnisse
auf dem Gebiete des Pflanzenschutzes auszu-
tauschen und, falls sie von dem anderen Ver-
tragspartner darum ersucht werden, die Abwehr
von Schädlingen im Nachbarlande nach Möglich-
keit durch Hilfeleistung zu unterstützen.

Artikel II.

Als besonders gefährliche Schädlinge gemäß
Artikel I werden zurzeit erklärt:

1. der Colorado-Kartoffelkäfer (Leptinotarsa —
Doryphora — decemlineata),

2. die San José-Schildlaus (Aspidiotus perni-
ciosus) und

3. der Kartoffelkrebs (Synchytrium endobio-
ticum).

Diese Auswahl kann im gegenseitigen Ein-
vernehmen ergänzt oder abgeändert werden.

Artikel III.

Beide Vertragsteile verpflichten sich, alle Sen-
dungen von Pflanzen und pflanzlichen Produk-
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ten, die als Wirtspflanzen der im Artikel II ge-
nannten Schädlinge in Betracht kommen, bei der
Ausfuhr aus dem einen in das andere Land mit
einem vom amtlichen Pflanzenschutzdienst des
Ausfuhrlandes ausgestellten Zertifikat zu ver-
sehen, welches bestätigt, daß diese Sendungen
nicht von Schädlingen, die im Artikel II dieses
Abkommens angeführt sind, befallen sind.

Artikel IV.

Beide Vertragsteile verpflichten sich, die glei-
chen Vorkehrungen wie im Artikel III auch
dritten Staaten gegenüber zu treffen.

Artikel V.

Beide Vertragsteile verpflichten sich, im gegen-
seitigen Verkehr auf ihrem Gebiete bestimmte
Eintrittsstationen zu bestimmen, über welche die
Ein-, Aus- und Durchfuhr von Pflanzen und von
pflanzlichen Produkten ausschließlich zu erfolgen
hat, und alle Vorkehrungen zu treffen, um die
Einschleppung von Schädlingen aus dritten
Staaten zu verhüten.

Artikel VI.

Beide Vertragsteile verpflichten sich, sich je-
weils gegenseitig mitzuteilen:

1. alle Gesetze, Verordnungen und Normen-
erlässe, betreffend Pflanzenschutz und phyto-
sanitäre Bestimmungen für die Einfuhr von
Pflanzen und pflanzlichen Produkten;

2. die Waren, welche bei der Einfuhr in das
Gebiet des Vertragspartners der phytopatholo-
gischen Untersuchung unterliegen, sowie jede
diesbezügliche Änderung.

Artikel VII.

Im Hinblick auf die Gefahr, welche die in
Artikel II genannten Schädlinge für die Land-
wirtschaft darstellen, verpflichten sich die ver-
tragschließenden Teile im besonderen:

1. alljährlich bis spätestens 31. Dezember dem
anderen Teile einen zusammenfassenden Bericht
über das Auftreten und die Bekämpfung dieser
Schädlinge im abgelaufenen Jahr zu übersenden
und darüber hinaus auch schon während des
Jahres besonderes, alarmierendes Auftreten von
Schädlingen dem Vertragspartner auf kurzem
Wege zur Kenntnis zu bringen;

2. die Bevölkerung über die Schädlichkeit,
Lebensweise und Bekämpfung der genannten
Schädlinge aufzuklären;

3. alljährlich Untersuchungen durch Fachleute
durchzuführen, um das Ausmaß der Ausbreitung
der Schädlinge festzustellen;

4. die Bekämpfung dieser Schädlinge nach den
neuesten wissenschaftlichen und praktischen
Erkenntnissen zu organisieren.
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Artikel VIII.

Beide Vertragsteile verpflichten sich, zur Re-
gelung von Fragen, die unter dieses Abkommen
fallen, zur gegenseitigen Information und zum
Austausch von Erfahrungen alljährlich minde-
stens eine gemeinsame Besprechung von Ver-
tretern des beiderseitigen amtlichen Pflanzen-
schutzdienstes abzuhalten. Diese Besprechung
wird abwechselnd in Österreich und in der
Tschechoslowakei stattfinden. Ort und Zeit
werden fallweise von den beiden Vertragsteilen
einvernehmlich festgesetzt werden.

Artikel IX.

Dieses Abkommen bildet kein Hindernis für
die Zugehörigkeit der Vertragsteile zu einer
internationalen Pflanzenschutzorganisation oder
Pflanzenschutzkonvention.

Artikel X.

Das vorstehende Abkommen tritt mit seiner
Unterzeichnung in Kraft.

Es wird zunächst für die Dauer von drei
Jahren abgeschlossen und kann mit einjähriger
Frist gekündigt werden.

Seine Geltungsdauer verlängert sich jeweils
um drei weitere Jahre, wenn es nicht spätestens
ein Jahr vor seinem Ablauf von einem der beiden
Vertragsteile gekündigt wird.

Gegeben zu Prag am 30. März 1950 in zwei
Original-Ausfertigungen in deutscher und tsche-
chischer Sprache, die beide in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Seemann m. p.

Für die Tschechoslowakische Regierung:

Dr. Vavro Hajdu m. p.

Das vorstehende Regierungsübereinkommen ist gemäß seinem Artikel X am 30. März 1950 in
Kraft getreten.
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